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Radikale Demokratie und der Verein freier Individuen

Radikale Demokratie ist - in verschiedenen Varianten wie deliberative (Habermas, Benhabib, Bohman), assoziative (Hirst, Cohen, Rogers), zivilgesellschaftliche (Arato, Frankenberg, Rödel), hegemoniale (Laclau, Mouffe) Demokratie oder Demokratie als immer noch kommende (Derrida) - in den vergangenen Jahren aus sehr verschiedenen Gründen als Alternative zu einem formalen, parlamentarischen Verständnis von Demokratie erneut attraktiv geworden. Zwei davon will ich kurz ansprechen.


Der erste Grund ergibt sich für die Linke aus der veränderten Konstellation nach dem zweiten Weltkrieg. Die sozialistische und kommunistische Linke hatte sich in der Mitte des 19. Jahrhunderts zu einem Zeitpunkt herausgebildet, in der das Bürgertum der Mehrheit der Bevölkerung die Menschenrechte, das allgemeine Wahlrecht und die demokratische Beteiligung an den politischen Entscheidungen vorenthielt. Es war eines der zentralen Ziele der ersten Internationale, diese politischen Rechte auch für die Arbeitenden zu erkämpfen. Seit Mitte des 20. Jahrhunderts kam es zu bedeutsamen Veränderungen insofern, als nun die Menschenrechte ein völkerrechtlich verbindliches Rechtsinstitut wurden und vielen staatlichen Verfassungen und zwischenstaatlichen Beziehungen als Orientierungsrahmen zu Grunde gelegt wurden. Ähnliches gilt auch für das allgemeine und gleiche Wahlrecht, das schließlich in den 1960er Jahren in den OECD-Staaten, also in den führenden kapitalistischen Gesellschaften, weitestgehend Geltung erlangte. In unterschiedlichem Maße ist es in der gesellschaftlichen Praxis gelungen, diese Normen einzulösen. Häufig besteht die Neigung, die Frage der Verwirklichung als ein bloß modernisierungstheoretisches Problem zu betrachten - im Sinne von: es wird schon - wohl seien die Normen noch nicht eingelöst, aber die Demokratie habe eine Selbstoptimierungsdynamik, die am Ende demokratischen Verfahren Geltung verschaffen werde. Im Gegenzug wurde allerdings auch behauptet, daß sich Demokratie zurückentwickele (Agnoli). Der Sachverhalt ist also widersprüchlich. Auch in entwickelten Demokratien wie den USA kann es zu Wahlbetrug kommen; selbst dann, wenn die Wahlen unter korrekten Bedingungen stattfinden und tatsächlich jede Stimme zählt (was keineswegs gewährleistet ist, wie Beobachtungen von Auszählungen von Wählerstimmen zeigen, die immer mit einer Fehlerquote behaftet sind), nehmen große Gruppen der Bevölkerung systematisch nicht teil. Anders als das Wahlsystem unterstellt, kommen politische Entscheidungen keineswegs durch die Aggregation gleichwertiger, homogener Einzelstimmen zustande; vielmehr wird im Vierjahresrhythmus eine generalisierte, unspezifische Zustimmung erteilt, die sich im wesentlichen auf eine Ja-Nein-Alternative beschränkt. Die Parteien, die Medien und die Meinungsforschungsinstitute dominieren den Willensbildungsprozeß in der Gesellschaft, die Parlamentsfraktion ignoriert die Partei als meinungsbildende Organisation, Regierung und Verwaltung dominieren das Parlament, die Regierung wird ihrerseits der Vorherrschaft einer Person unterworfen. Wenn nicht formell, dann wird doch häufig de facto mittels Allparteienkoalitionen regiert (durch eine Balance der Entscheidungen zwischen ersten und zweiten Kammern). Es kommt - häufig ausgeblendet aufgrund eines juridischen Verständnisses staatlicher Entscheidungsprozesse - nicht nur zu Lobbyismus, sondern zu systematischer Korruption von Exekutive und Politik. Regierungen sabotieren die Funktionsfähigkeit der Exekutive (z.B. durch absichtliche personelle Unterbesetzung der Steuer- oder Umweltbehörden) oder der Judikative (indem Staatsanwälte oder Richter von Untersuchungen abzogen oder umgesetzt werden oder die Gesetze geändert werden). Viele Mandatsträger beanspruchen allein deswegen demokratisch zu sein, weil sie Vertreter in einer demokratischen Institution sind, ihr faktisches Verhalten ist wie das, was sie äußern, dem Gehalt nach jedoch weit von einer demokratischen Orientierung entfernt - es darf dies aber nur in seltenen Fällen gesagt werden, so im Fall offenkundigen Rassismus. Ex officio definieren diese Politiker, was als demokratisch zu gelten hat. Ein gewaltiger Apparat von Medien und Meinungsforschung erzeugt systematisch politische Meinungen, die nur wenige interessierte Gruppierungen wirklich haben. Im Durchschnitt dieser vielen Prozesse kommt es zu Entscheidungen, die im wesentlichen das Kapital als ganzes, seine allgemeinen Reproduktionsbedingungen, oder einzelne Kapitalfraktionen oder gar Unternehmen begünstigen. Auch ganz partikularistische Entscheidungen werden im Namen des Allgemeinwohls getroffen. Angesichts der Größe von Unternehmen oder Branchen, für die Einzelfallregelungen gefunden werden, können von diesen je nachdem sehr viele profitieren. Entscheidungen fallen nicht offen im Namen des Gewinns einer kleinen Minderheit von Produktionsmitteleigentümern, sondern der Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft oder der Sicherung der Arbeitsplätze. Für deren Erhalt oder Schaffung, also die Möglichkeit, lebendiges Arbeitsvermögen durch totes Kapital anzueignen, werden Rationalitätsgesichtspunkte fallen gelassen, die in den gesellschaftlichen Konflikten zur Geltung gebracht werden: Nachhaltigkeit, Wohlfahrt, Bildung, Freiheit und Autonomie aller, Muße.


Angesichts aller dieser Defizite fällt es schwer, zu glauben, diese seien lediglich kontingente Erscheinungen und nicht systematisch mit der bekannten Form der politischen Demokratie verbunden, und zu erwarten, es sei eben nur eine Frage der Zeit, bis alles eine gute Wendung nehmen werde. Das alles sind schwere Niederlagen für die Demokratie, doch immer wieder wird mit dem Blick auf den normativen Gehalt der Demokratie und eine tröstende Zukunft, die die Einlösung der Normen verspricht, dieses permanente Scheitern verklärt, wenn nicht sogar ignoriert. Es scheint manchmal so, als seien die juridischen Illusionen der Freiheit und Gleichheit wichtiger als ihre Wirklichkeit. Ohne Zweifel aber hat sich historisch mit der Durchsetzung der Menschenrechte, des allgemeinen Wahlrechts und demokratischer Verfahren für die Linke die Konfliktlinie verschoben. Wurden bürgerliche Politik und Herrschaft noch weit ins 20. Jahrhundert hinein in den Formen des autoritär-liberalen Rechtsstaats mit eingeschränktem Wahlrecht, mit unter Zensur stehender Öffentlichkeit und Vereinigungsverbot oder gar direkt denen des Ausnahmestaats praktiziert, so durchziehen autoritäre Herrschaftspraktiken ohne Zweifel auch heute die Staatsapparate - und vielfach nehmen sie nicht einmal eine rechtlich-administrativ rationalisierte Gestalt an, vielmehr herrschen gewalttätige, mafiose, korrupte Cliquen direkt oder besetzen staatliche Apparate für ihre privaten Zwecke -, und immer gibt es die Drohung mit Formen der Ausnahmeherrschaft (denen einzelne Bevölkerungsgruppen durchaus unterworfen sind). Jedoch wird Herrschaft im hegemonialen Sinn vor allem im Namen des Volkssouveräns, der Menschenrechte und in den Formen der parlamentarischen Republik ausgeübt - so daß selbst noch der Widerstand gegen den Patriot Act als Bestätigung für die US-amerikanische Demokratie gelten kann und nicht für das genommen wird, was er ist: ein Hinweis auf die verzweifelte Lage der Demokratie, die permanent verteidigt oder erkämpft werden muß, wo sie doch eigentlich dem Buchstaben des Gesetzes nach bestehen sollte.


Die demokratischen Errungenschaften können - unter gewissen Vorbehalten - als ein Erfolg der sozialen Bewegungen seit dem 19. Jahrhundert interpretiert werden. Mit der Durchsetzung der Menschenrechte und der parlamentarisch-repräsentativen Institutionalisierung demokratischer Verfahren wird das Mehrheitswahlrecht das Nadelöhr, durch das auch die Interessen der Kapitaleigentümer hindurch müssen. Es kommt zu neuen Kompromißkonstellationen und zu verstetigten Prozessen der Aushandlung von Kompromissen in wohlfahrtsstaatlichen Arrangements. In gewisser Weise bestätigt sich damit eine Vermutung von Marx. Genau genommen muß keine der herrschenden Kräfte von Demokratie überzeugt sein (und es finden sich immer wieder Äußerungen des bürgerlichen Lagers, die staatliche Ordnung oder Freiheit der Demokratie überordnen; die Entscheidungen den Vorzug vor langen öffentlichen Diskussionen geben; die die gesellschaftliche Meinungsbildung hinter die staatliche Definition des Allgemeinwohls zurückstellen). Es reicht die parlamentarische Republik als die Staatsform formaler Demokratie, in der die Widersprüche zwischen den verschiedenen herrschenden Fraktionen sich bewegen können, ohne daß diese befürchten müssen, vollständig aus dem Entscheidungsprozeß ausgeschlossen zu sein. Für die Linke schuf dies eine neuartige Ausgangssituation der Kritik. Es ging nun nicht länger darum, die Prinzipien der Demokratie durchzusetzen, sondern sie zu vertiefen und auszuweiten.


Dies ist das Projekt der radikalen Demokratie. Politische Demokratie soll allmählich alle Verhältnisse erfassen und sie der öffentlichen Willensbildung und Entscheidung durch alle unterwerfen. Mit dem Gleichheitsgrundsatz soll endlich ernst gemacht werden: alle haben gleichermaßen das Recht, die gesellschaftlichen Verhältnisse derart zu gestalten, daß alle auch weiterhin und gleichermaßen an deren Gestaltung teilhaben können. Dies zielt zunächst auf das Privateigentum an den Produktionsmitteln, denn im Bereich der Arbeit, der Arbeitsorganisation, der Produkte und Investitionen gab es keine Teilnahme der Allgemeinheit. Dies begründete die Formel, die sich gegen eine halbierte Demokratie richtete: keine Demokratie ohne Sozialismus, kein Sozialismus ohne Demokratie. Demokratie sollte also aus dem engen politischen Raum der parlamentarischen Gesetzgebung und der darauf bezogenen Prozesse heraustreten und auf die gesellschaftliche Wirklichkeit ausgedehnt werden, vor allem auf die Produktionssphäre als dem Ort, an dem über die gesellschaftliche Entwicklung und die Verteilung der gesellschaftlichen Ressourcen entschieden wird.


Auch für radikale Demokratie gilt allerdings, was Marx schon früh für die bürgerliche Staatsform insgesamt erkannt hatte. Formal gleiche Rechte auf der politischen Ebene verschränken sich mit den Ungleichheiten des für privat gehaltenen gesellschaftlichen Lebens: politisch-rechtliche Gleichheit und Freiheit sind die Formen, in denen sich kapitalistische Ausbeutungsverhältnisse reproduzieren. Denn rechtliche Gleichheit und Freiheit sind die notwendige Voraussetzung dafür, daß die formell freien Arbeiter und Arbeiterinnen auf dem Arbeitsmarkt ihre Arbeitskraft als Ware anbieten. Wird aber versucht, mit staatlichen Mitteln auch die soziale, die sogenannte private Gleichheit der Einzelnen herzustellen, dann kann dies - wie Marx am Beispiel der Französischen Revolution gezeigt hat - alsbald autoritäre Züge annehmen. Denn der Staat versucht, mit seinen Mitteln Gleichheit auch in der Gesellschaft zu erzwingen, die auf Ungleichheit beruht. In Reaktion auf die Erfahrung des revolutionären Terrors, zu dem die bürgerliche Klasse fähig war, schreckt sie vor den Konsequenzen ihres Gleichheitsbegriffs zurück. Seitdem reproduziert sich in der bürgerlichen Gesellschaft die Dialektik zwischen diesen Polen: politische Herstellung von Gleichheit - Abwehr dieser Gleichheit, da sie als eine Einschränkung der Freiheit und als ungerechte Belastung der eigenen Leistungen empfunden werden. Nehmen wir als Beispiel die Forderungen aus dem Kommunistischen Manifest wie starke Progressivsteuer, Abschaffung des Erbrechts, Zentralisation des Transportwesens in den Händen des Staates, unentgeltliche Erziehung aller Kinder. Vieles davon galt unter dem keynesianischen Wohlfahrtsstaat wenigstens partiell als erreicht, doch die Freude über diese Errungenschaften war zu früh. Die Dynamik des Kapitals hat sich alsbald entschieden gegen diese Freiheitsgewinne gewandt. Nun gelten sie als leistungsfeindlich und ungerecht, verhinderten die Bereischaft, zu leisten, zu arbeiten, Risiken einzugehen, Verantwortung zu tragen. Es handele sich um Neidpolitik, nicht um Anerkennungskultur. Ein anderes Beispiel der Dialektik des Gleichheitsbegriffs sind die rechtlichen Klagen derjenigen, die sich durch Antidiskriminierungsmaßnahmen zugunsten von Schwarzen, Behinderten oder Frauen ihrerseits diskriminiert fühlen. Aus der inneren Dynamik des Gleichheitsbegriffs kommt es also zu teilweise heftigen Reaktionen, die sich gegen Gleichheit wenden; die sich gegen dessen autoritäre Züge ihrerseits autoritär zu behaupten versuchen. Diese Reaktionen sind dem demokratischen Prozeß nicht äußerlich, sondern ziehen aus ihm ihre Stärke und gewinnen ihre Plausibilität. Sie gehören zur Dialektik der Aufklärung - und Horkheimer und Adorno haben die Linke darin ermutigt, diese negativen Ausschläge der Aufklärung nicht abzuwehren und zu verdrängen, sondern sie ins eigene Selbstverständnis aufzunehmen, will sie erfolgreich sein.


Die bürgerliche Gesellschaft bewegt sich in diesem Gegensatz, der Freiheit und Gleichheit einander annähert und sie dann wieder heftig gegeneinander richtet. Radikale Demokratie ist die eine Seite dieser Bewegung, die der radikalen Verwirklichung der politischen Gleichheit als gesellschaftliche Gleichheit. Dort, wo die Gefahren bemerkt werden, kann man das radikaldemokratische Projekt zurückstutzen auf das Niveau der Chancengleichheit (analog zu verstehen zu: alle dürfen am Lottospiel teilnehmen) oder es formalisieren. Dieser Schritt meint, daß mit radikaler Demokratie kein spezifisches gesellschaftspolitisches Ziel mehr verbunden wird im Sinne der oben erwähnten Formel, daß Demokratie und Sozialismus eine intern verbundene Einheit bilden sollen. Dies ist der Weg, der demokratietheoretisch im Anschluß an die neuen sozialen Bewegungen gegangen wurde.


Die neuen sozialen Bewegungen seit den sechziger Jahren wurden vielfach von einem radikaldemokratischen Impuls angetrieben: Kritik an parlamentarischen Verfahren, an der Mehrheitsregel, verbunden mit basisdemokratischen Entscheidungsprozessen, das Auftreten von neuen Akteuren für Themen, die bis dahin entweder als unpolitisch oder gar nicht existent betrachtet wurden. Radikale Demokratie geht nun dahin, die Grenze zwischen privat und öffentlich insgesamt zum Gegenstand der demokratischen Diskussion und Entscheidung zu machen. Gilt etwas Gesellschaftliches als privat, dann werden bestimmte normalisierte, durchschnittliche Lebensgewohnheiten als selbstverständliche festgeschrieben. Diese Selbstverständlichkeit gibt der Staat als Repräsentant aller dann vor zu repräsentieren, er normiert die Normalität und stützt sie mit seiner Gewalt. Dabei handelt es sich um so verschiedene Dinge wie sexuelle Orientierung, Familienformen oder Entscheidungen über Investitionen, Infrastrukturen, Produkte oder Produktionsprozesse. In allen solchen Fällen handelt es sich um politisch-rechtliche Entscheidungen, die das Leben vieler betreffen und die die Möglichkeit zur demokratischen Gestaltungsfähigkeit der Vielen irreversibel einschränken, weil Fakten geschaffen werden. Das Entstehen der neuen sozialen Bewegungen hat gleichzeitig deutlich gemacht, daß es unterschiedliche Erfahrungen, Interessenlagen und schließlich Ziele gibt, die Menschen dazu veranlassen, sich widerständig und in emanzipatorischer Absicht zu engagieren. Die Vorstellung davon, was die gute Lösung eines den Widerstand provozierenden Problems oder eine emanzipierte Lebensform wäre, unterscheidet diese Gruppierungen voneinander. Solche Unterschiede lassen sich - bei allen theoretischen und praktischen Bemühungen, Gemeinsamkeiten zu finden und herzustellen - nicht überwinden, es sei denn um den Preis, sie zu ignorieren oder zu unterdrücken. 


Die Bereitschaft zur Unterdrückung anderer emanzipatorischer Perspektiven als der eigenen ist in der Geschichte der emanzipatorischen Bewegungen erstaunlich verbreitet. Der Konflikt zwischen ihnen kann schon dort beginnnen, wo es um Analyse der Ursachen für die Übelstände und in der Folge um die Bestimmung der zu kritisierenden und zu bekämpfenden Gegner geht - ist es das Patriarchat, das Kapital, der US-Imperialismus, die Technik, das Kollektiv der 'Deutschen', der weiße und kolonialisierende Mann? Wie in Analysen von Marx bis Laclau gezeigt wurde, ist es ein langer und mühsamer politisch-ideologischer Prozeß, bis sich ganz verschiedene Gegnerschaften in einer Weise verdichten, daß alle diese Strömungen ihre Gemeinsamkeit darin finden, sich im Gegensatz zu einem einzigen Gegner zu polarisieren. Es bildet sich eine Äquivalenzkette, die gesellschaftliche Sachverhalte, die logisch nicht immer etwas miteinander zu tun habe, derart einander gleich setzt, daß sie alle dieselbe Bedeutung eines gemeinsam zu bekämpfenden Übels annehmen. Diese Konstellation der zugespitzten Polarisierung hat allerdings auch die Konsequenz, daß alle Emanzipationsperspektiven sich in einer einzigen verdichten: »Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit« oder »Brot und Frieden«. Erst im weiteren Prozeß lößt sich die Äquivalenzkette wieder auf. Dies geschieht unter anderem durch teilweise rationale, teilweise irrationale Auseinandersetzungen über die spezifischen Emanzipationsperspektiven der beteiligten Gruppen (Sozialismus, Durchsetzung von Bürgerrechten, Schutz der Natur, Beseitigung des Patriarchats). Die verschiedenen Akteure erleben die vorher vorhandene Einheit plötzlich als "Illusion", aus der sie sich durch Kritik zu lösen suchen. Häufig wirken die antizipierten Konflikte schon vorher auf die Frage danach zurück, wie der Gegner zu bekämpfen sei. Nicht selten führt dies zu grotesken und sterilen Linienstreitigkeiten, anstatt daß sich die Akteure für die emanzipatorischen Ziele einsetzen. Es gibt ausreichend Beispiele dafür, daß solche Konflikte eine garadezu tragische Form annehmen können: so, wenn während des spanischen Bürgerkriegs unter den Verteidigern der Republik stalinistische Kräfte die libertären Strömungen bekämpften; so wenn die Führung der KPD Mitglieder der eigenen Organisation an die Nationalsozialisten verriet, um damit die innerparteiliche Opposition zu beseitigen. Immer wieder ist in emanzipatorischen Bewegungen die autoritäre Logik festzustellen, mit der viele einzelne und Gruppierungen darauf bestehen, daß allein sie die richtige Perspektive auf Emanzipation haben und den Weg dorthin kennen. Die Härte, mit der sich viele gegen andere richten, richten sie auch gegen sich selbst - und vielfach nehmen Jüngere, so haben die letzten Jahrzehnte gezeigt, in denen die linke Tradition vorwiegend als jugendliche Subkultur tradiert wurde, die von ihnen selbst propagierte und praktizierte Härte dann zum Anlaß, sich von der Linken zu verabschieden. Auch die jahrzehntelangen Erfahrungen mit dem Staatssozialismus haben über den Mangel an demokratischer Selbstbestimmung belehrt: alles für das Volk, nichts durch das Volk. In diesen Volksdemokratien "unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer Partei" gab es für die Pluralität unterschiedlicher Wege zur Emanzipation wenig Platz, und die Möglichkeiten der Initiative, Praktiken zur Aneignung der Verwaltung - also die Vergesellschaftung der Staatsfunktion - durch die Individuen waren, wenn überhaupt vorhanden, minimal und wurden zur sozialen Kontrolle eingesetzt.


Solche Erfahrungen machen den Gedanken und den Begriff der radikalen Demokratie auf neue Weise attraktiv. Der Konflikt über das, was als Emanzipationsziel gilt, ist als solcher rational, denn es geht den Akteuren um etwas; wenn es aber rational ist, auch angesichts eines Gegners unterschiedlicher Meinung zu sein, dann bedarf es dafür selbst wiederum rationaler Austragungsformen, die verhindern, daß eine Emanzipationsvorstellung autoritär gegen andere durchgesetzt, eine Praxis der sozialen Polarisierung vor anderen privilegiert wird. Ein Gesichtspunkt der Rationalität könnte im Erfolg gegen den gemeinsamen Gegner gesehen werden, doch kann sich im konkreten Fall ein Dissens darüber ergeben, was als Erfolg gewertet wird. Solange unterstellt werden kann, ein Gegner, der Emanzipation verhindert, sei sozialstrukturell vorhanden, läßt sich erwarten, daß eine Einigung aller emanzipatorischen Strömungen naturwüchsig immer wieder zustande kommt. Mit Blick auf eine emanzipatorischen Transformation entsteht aber eine andere Situation. Es geht um die Rationalität der Diskussionen und Koordination zwischen den unterschiedlichen emanzipatorischen Perspektiven. Eine Form des freien Zusammenlebens der Individuen wird es nur geben, wenn auch auf dem Weg dorthin sich schon viele und mit ihrem jeweiligen Wunsch nach Freiheit beteiligen; nur dann wird es für viele sinnvoll sein, eine solche Perspektive gemeinsam mit anderen zu verfolgen, wenn sie nicht erwarten müssen, erneut von einzelnen Gruppen dominiert oder abgedrängt zu werden. Da es nicht möglich ist, vom Hier und Heute ins Reich der Freiheit zu springen, das eines für alle Individuen sein soll, ist es nötig, daß möglichst viele Akteure mit ihren Hoffnungen, Wünschen und Zielen an der Gestaltung dieses Weges beteiligen können. Der Übergang vom Reich der Notwendigkeit in das der Freiheit muß selbst schon als ein Prozeß erfahrbar größerer Freiheit für viele verschiedene soziale Gruppen stattfinden. Radikale Demokratie zielt darauf, daß die demokratischen Akteure sich wechselseitig in diesem Prozeß respektieren und koordinieren, niemand von ihnen für sich das Privileg der einzig richtigen Form von Emanzipation in Anspruch nimmt. Radikale Demokratie wird also nicht mehr mit einem bestimmten gesellschaftspolitischen Ziel verbunden. Anstatt die materiellen Prozesse, die Kräfteverhältnisse und die Schritte zur Transformation der gesellschaftlichen Verhältnisse zu denken, rückt allzu schnell und als leichte Lösung der Begriff der Demokratie selbst ins Zentrum der Überlegungen zur Emanzipation.


Dies hängt mit wenigstens zwei normativen Merkmalen der Demokratie zusammen. Erstens mit dem der Pluralität. Unterstellt wird eine Vielfalt von Interessen, denen das Recht auf freie Meinung den Raum eröffnet, sich zu organisieren und zunächst noch als Minderheit für eine Mehrheit zu kämpfen und auf andere kollektiv verbindliche Entscheidungen zu drängen. Aus dem Willen der vielen Einzelnen soll durch Meinungsstreit, durch offene und öffentliche Gruppen- und Mehrheitsbildung Allgemeinwille werden.


Zweitens ist Demokratie ihrer Logik nach in dem Sinne formal, daß keine Gruppe das Recht hat, ihre Lebensform oder gar ihre Maßstäbe in der Weise festzuschreiben, daß die Zukunft festgelegt und die Bildung neuer Interessenlagen und Lebensformen verhindert würde. Es gehört zur Paradoxie der Demokratie, daß sie ihre Stärke wie ihre Schwäche darin hat, nur formal und negativ bestimmt zu sein. Unter dem Gesichtspunkt der Emanzipation ist dies von Bedeutung. Denn es geht darum, die Lebensweise der Mehrheit, wie sie in Gesetzen normiert, mit dem staatlichen Gewaltmonopol geschützt und mit staatlichen Finanzmitteln unterstützt ist, zu kritisieren und eine neue Lebensweise mehrheitsfähig zu machen. Aber auch dieser Drang, neue Gesetze zu schaffen, das Gewaltmonopol für andere Ziele einzusetzen und mit staatlichen Mitteln die Gesellschaft anders auszustatten und zu steuern muß mit der Einsicht leben, daß andere kommen könnten, die ihre Interessen gefährdet sehen oder die ganz neue, bis heute noch unbekannte Interessen haben und wieder alles ändern werden. Demokratie erscheint als ein Raum, der dies ermöglichen soll. Die Logik der Demokratie wirkt für emanzipatorische Strömungen wie eine Öffnungsklausel. Sie macht es strukturell möglich, daß sich im gesellschaftlichen Raum Minderheitspositionen kristallisieren und in komplexen Meinungsbildungsprozessen gegen jeweils bestehende Mehrheitskulturen um Unterstützung werben können, damit sie selbst Mehrheit werden. Zur Logik der Demokratie gehört, daß alle Beteiligten dies jeweils tun unter dem Selbstvorbehalt, daß sie auch ihrerseits mit ihren Interessen wieder zur Minderheit werden könnten oder daß eine gemeinsame Interessenlage zerfällt und sich Individuen und Gruppen dann in Gestalt neuer Identitäten in einer Minderheit befinden könnten - ohne daß sie sich dies wechselseitig als Verrat oder Abweichung übelnehmen sollten. Mehrheiten sollen sich demnach nur als gleichsam kontingent und fließend in einem Patchwork von Minderheiten bilden und darauf hin ausgelegt sein, daß sie wieder zerfallen können - es sei denn, sie können sich mit immer neuen Argumenten als Mehrheit über einen längeren Zeitraum stabil halten.


Die radikale Demokratie erzeugt ihre eigene Dialektik. Wenn eine Gruppe ihr Emanzipationsziel mit der Selbstbeschränkung verfolgt, es dürfe die Lebensformen anderer Gruppen und deren Vorstellung eines emanzipierten Lebens nicht einschränken, kann dies zur Konsequenz haben, die eigenen Emanzipationsziele nicht mehr wirklich ernst nehmen zu dürfen. Denn notwendig wäre eine Haltung, die das emanzipatorische Ziel zur Disposition stellt, falls sich eine andere Mehrheitsmeinung bilden sollte. Ergebnis ist ein formaler Pluralismus, der keine besondere Interessenlage als solche schon als relevanter vor anderen auszeichnet. Wird das von allen antizipiert, dann führt das dazu, daß im strengen Sinn niemand mehr etwas eigenes will, weil alle immer schon das Interesse der anderen antizipieren, also auf der Höhe des Allgemeinwohls operieren - am Ende also ein Pluralismus, der kein Pluralismus mehr ist, weil niemand mehr ein Partikularinteresse vertritt. Es ist nicht zu erwarten, daß der Eigentümer von Produktionsmitteln darauf verzichtet, seine Freiheit in der Möglichkeit zur unbeschränkten Disposition seines Kapitals zu sehen - so wie es für Lohnarbeiterinnen Sinn macht, die eigene Freiheit an die Bekämpfung der privaten Aneignung der gesellschaftlichen Produktionsmitteln zu knüpfen. Die Wirklichkeit ist also nicht so, es gibt gegensätzliche Interessenlagen. Nun könnte man sagen, daß in einer emanzipierten Gesellschaft solche gegensätzlichen Partikularinteressen nicht mehr existieren werden. Wenn mit "gegensätzlich" zum Beispiel der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital gemeint ist, dann bedeutet dies, daß zumindest bestimmte Vorstellungen von Freiheit und Emanzipation tatsächlich historisch von der weiteren Willensbildung ausgeschlossen sind. Damit sind aber gesellschaftspolitische Entscheidungen gemeint, die zwar demokratisch herbeigeführt werden können, für die betroffene Minderheit, die wahrscheinlich nicht der Beseitigung ihrer Lebensweise zustimmt, aber immer mit einem grundlegenden und wahrscheinlich auch autoritären Eingriff in ihre Rechte verbunden ist. Wenn damit gemeint ist, "Partikularinteressen" gäbe es nicht mehr, dann würde dies dem radikaldemokratischen Selbstverständnis widersprechen und wäre selbst wiederum autoritär. Denn es würde - ganz rousseauistisch - von den Individuen verlangen, daß sie keinen besonderen Gesichtspunkte vorbringen, keine individuellen Lebensformen praktizieren dürften.


Die Demokratietheorie - auch in ihrer radikalen Version - unterstellt eine bestimmte Zeitstruktur: Mehrheiten treffen zwar Entscheidungen, aber Minderheiten können sie durch Mobilisierung neuer Mehrheiten wieder rückgängig machen. Die konkreten materiellen Prozesse und Kräfteverhältnisse können aus der Binnenperspektive der Logik der Demokratie nicht bedacht werden: es kommt in der gesellschaftlichen Praxis zur Erzeugung von Verhältnissen, die tatsächlich irreversibel sind: es wird zwar die Verbindung von parlamentarischer Demokratie und Monarchie akzeptiert, und ebenso wurde in Demokratien weitgehend auf eine Wiederaneignung des mit feudaler Gewalt geraubten Bodens verzichtet - dennoch haben beide Institutionen ihren Charakter geändert, und es gibt keine Tendenz, mit ihnen die Wiedereinführung der Leibeigenschaft zu verbinden. Die Zeitstruktur, wie sie für die Logik der Demokratie kennzeichnend ist, erweist sich als problematisch. In der Demokratietheorie selbst wird dies dort eingestanden, wo letztlich dezisionistisch Einschränkungen an demokratischen Rechten vorgenommen werden: bestimmte Meinungsfreiheiten dürfen nicht wahrgenommen werden, indirekt wird in Anspruch genommen, daß es so etwas wie einen Fortschritt in der demokratischen Kultur gäbe, der - evolutionstheoretisch gesprochen - wie eine Sperrklinke wirken soll, die gegen den Rückfall sichert. Auch daß die verbürgten Freiheiten dazu genutzt werden könnten, erneut eine Revolution zu machen wie diejenigen, die die demokratische Verfassungen installiert haben, hat der Demokratietheorie seit je Kopfzerbrechen bereitet, die die bestehenden Verfassungen und die ihnen zu Grunde liegenden Normen für das letzte Stadium der Menschheitsentwicklung ausgeben möchte. Insofern zielt Demokratie auf das Ende der Geschichte - und radikale Demokratie will damit nur wirklich ernst machen.


Radikale Demokratie leidet an einem Selbstmißverständnis. Sie neigt dazu, die Aufstörung einer existierenden Mehrheit durch öffentliche Diskussionen, neue Argumente, soziale Bewegungen und sich formierende neue Mehrheitspositionen als subversive Akte zu verstehen. Doch das, was aus der Innensicht der Subkulturen als Subversion erscheint, wird harmlos, wenn Demokratie sich etabliert hat. Schon heute kann man den Eindruck haben, daß das Selbstverständnis der politischen Mehrheit längst so permissiv geworden ist, daß es sich ohnehin in ein Netz von pluralisierten Minderheiten auflöst. Differenzen und Gruppenidentitäten werden von allen Seiten angeregt, um neue Bedürfnislagen, neue Konsumentengruppen und neue Partikularinteressen zu schaffen. Selbst wenn man für die gegenwärtige politische Kultur unterstellt, daß sich Mehrheiten und Mehrheitskulturen immer noch als gleichsam natürlicher Wille und Repräsentant der Allgemeinheit mißverstehen könnten, dürfte dies jedoch nicht mehr für eine verwirklichte radikale Demokratie gelten. Hier spätestens müßte die Mehrheit das Selbstverständnis haben, nur vorläufig Mehrheit zu sein. Es müßte eigentlich das Moment des Naturhaften wegfallen, damit aber auch das Gefühl der Subversion. Es gehört jedoch zu den problematischen Unterstellungen der radikalen Demokratie, es müßte weiterhin ein Mehrheitswille aufgestört werden, der von sich selbst nicht weiß, daß er das kontingente und zeitlich begrenzte Ergebnis eines Kompromisses zwischen den Interessenlagen und Lebensformen vieler sozialer Gruppen ist. Dieser gleichsam zu Natur gewordene Mehrheitswille, der sich selbst als logisch notwendiges Ergebnis der immer schon vorhandenen Interessen der Individuen, als Repräsentant einer stabil vorhandenen sozialen Welt versteht, soll durch Kritik, öffentliche Diskussion, Protest, neue Beteiligungsformen, alternative Lebensstile irritiert, provoziert, aufgestört, zur Rechtfertigung gezwungen, subvertiert werden - bis dann ein neuer Mehrheitswille entsteht, der erneut in dieselbe Zeitlosigkeit eines naturalisierten Allgemeinwillens fällt -- der dann von neuem subvertiert, aufgestört werden muß von neuen Minderheiten mit neuen Identitäten, Lebensformen, Interessenlagen. Alle haben jeweils das Recht, als Minderheit dafür zu kämpfen, eine Mehrheit zu werden; keine Mehrheit hat das Recht, eine Mehrheit zu bleiben, es sei denn, sie kann sich jeweils als Mehrheit neu konstituieren. Das Modell der radikalen Demokratie lebt davon, daß es das Starre, Alte, Naturmäßige und das Junge, Innovative, Lebendige einander gegenüberstellt. Es bleibt im unklaren, warum sich überhaupt ein derartiger Mehrheitswille bilden sollte, der sich dann auch immer noch naturhaft selbst verklärt.


Es irritiert an diesem Modell auch die Zeitlosigkeit eines ewigen Kampfes um die demokratische Mehrheit. Die Zeitlosigkeit ist ein Problem, da sie nicht erlaubt, die gesellschaftliche Entwicklung zu denken, die Art und Weise des konkreten Lebens. Es ist aber vor allem das Problem, daß der Kampf nie aufhören soll. Woher rührt die Notwendigkeit eines solchen immerwährenden Kampfes, aller dieser Kämpfe, die sich über die Jahrhunderte doch so sehr gleichen? Um ein Beispiel zu nehmen: Frauen kämpfen um ihre Gleichberechtigung mit Männern. Diese Gleichberechtigung steht ihnen den normativen Festlegungen der bürgerlichen Revolutionen zufolge schon lange zu. Eigentlich wäre also zu erwarten, daß Frauen wie selbstverständlich als gleichberechtigt gelten, daß dies nicht einmal mehr eine Frage von Mehrheitskultur und Minderheit wäre. Ob die Geschlechter gleichberechtigt sind, dürfte also gar keine Frage der Entscheidung mehr sein. So gesehen, müßte eine bestimmte Art des Kampfes also historisch ein für allemal ein Ende finden; und demgemäß kann es nicht als eine demokratietheoretisch für wünschenswert gehaltene Subversion des Mehrheitswillen betrachtet werden, wenn eine Minderheit versucht, erneut die Unterwerfung der Frauen unter Männer zu fordern und damit die 'Frauen' nicht nur zwingt, erneut die Identität von Frau für sich zu akzeptieren, sondern überhaupt auch nur eine Sekunde ihrer Lebenszeit dafür aufwenden zu müssen, gegen Benachteiligung anzukämpfen. Radikale Demokratie versucht, nicht mehr naiv Opfer der ersten Stufe jener Dialektik zu werden, die sich daraus ergibt, daß die staatliche Entscheidungsreichweite ausgedehnt wird und Demokratie mit einem einzigen der verschiedenen Emanzipationsprojekte - im konkreten Fall: Sozialismus - gleichsam logisch-notwendig verbunden wird. Dieser Schritt bringt einen Gewinn mit sich: die Öffnung des Emanzipationsprojekts für viele Pfade, die Befreiung vom Etatismus. Doch gleichzeitig bleibt etwas Unbefriedigendes. Denn der soziale Gehalt des Projekts schwindet, konkrete Emanzipation verflüchtigt sich in Emanzipation als solche, die in einem formalen Prozeß der möglichen Überwindung von verdinglichten Identitäten jeweiliger Mehrheiten gesehen wird. Kämpfe haben keine nähere Qualität, nach dem Leid, den Opfern dieser demokratischen Kämpfe wird nicht gefragt. Dem Kampf haftet etwas Schicksalshaftes an, ja, weil er theoretisch der autoritären Dynamik der Demokratie entgegensteht, sogar etwas Tröstliches - es geht einfach immer weiter, und vielleicht würde es den Individuen sogar langweilig, wenn es in einer friedlichen Gesellschaft nichts mehr zu (er)kämpfen gäbe. Darin beruhigt sich dann die radikale Demokratie, daß sie versichert, Demokratie sei agonal.


Gerade darin liegt das Hauptversagen der Demokratietheorie im allgemeinen, ebenso in ihrer radikalen Version. Auch für die private Aneignung der gesellschaftlichen Kooperation wird im öffentlichen Meinungsstreit gefochten. Der frühe Habermas konnte noch glauben, Kapitaleigentum sei ein nicht legitimationsfähiger traditionaler Rest, der irgendwann mit guten Argumenten wegrationalisiert werden könnte. Auch in diesem Fall wird das Argument vom Lebendigen, Argumentativen, Öffentlichen gegen das Verkrustete, Traditionale, Eingelebte, Statische, Nicht-Begründete verwendet. Doch so verhält es sich nicht. Gerade der Neoliberalismus hat ganz überraschend als Diskurspraxis gezeigt, wie Eigentumsansprüche sich in und aus der demokratischen Dynamik - und aus den sozialen Bewegungen - zur Geltung bringen können. Aus dem Innern der Demokratietheorie, auch der radikalen, können also diejenigen sich entfalten, die für Erhaltung und Vertiefung des Kapitaleigentums und für private Aneignung der gesellschaftlichen Produktionsmittel sind. Dasselbe läßt sich zeigen für die rassistische Diskriminierung von Individuen, für die Neukonstitution heterosexistischer Verhältnisse oder die Wiedereinführung Gottes in den säkularen Alltag demokratischer Gesellschaften. Zu befürchten ist, daß radikale Demokratie ein Projekt ist, das, weil es nicht sagt, was es will außer Demokratie, zur Prolongation aller dieser Kämpfe auf Ewigkeit beiträgt. Sie will ja diese Konflikte und diese Kämpfe. Die Alternative dazu heißt in der Tradition kritischen Denkens: Frieden, Versöhnung, Verein freier Individuen.

